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Erster Titel

Allgemeine Vorschriften

§ 334

Anwendungen der Telematikinfrastruktur

(1)  1 Die Anwendungen der Telematikinfrastruktur dienen der Verbesserung der Wirtschaftlichkeit, der 
Qualität und der Transparenz der Versorgung. 2 Anwendungen sind:
1.		 die elektronische Patientenakte nach § 341,
2.		 Hinweise der Versicherten auf das Vorhandensein und den Aufbewahrungsort von Erklärungen 

zur Organ- und Gewebespende,
3.		 Hinweise der Versicherten auf das Vorhandensein und den Aufbewahrungsort von Vorsorgevoll-

machten oder Patientenverfügungen nach § 1827 des Bürgerlichen Gesetzbuchs,
4.		 der Medikationsplan nach § 31a einschließlich Daten zur Prüfung der Arzneimitteltherapiesicherheit 

(elektronischer Medikationsplan),
5.		 medizinische Daten, soweit sie für die Notfallversorgung erforderlich sind (elektronische Notfall-

daten),
6.		 elektronische Verordnungen,
7.		 die elektronische Patientenkurzakte nach § 358 und
8.	 die elektronische Rechnung nach § 359a.
(2)  1 Die Anwendungen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 5 werden von der elektronischen Gesund-
heitskarte unterstützt. 2 Ab der Zurverfügungstellung der elektronischen Patientenakte gemäß 
§ 342 Absatz 1 Satz 2 wird die Anwendung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 gemäß § 358 Absatz 8 
technisch in die Anwendung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 überführt. 3 Die Anwendung nach 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 wird innerhalb der im Wege der Rechtsverordnung gemäß § 342 
Absatz 2b festzulegenden Frist in der Anwendung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 gespeichert 
und in dieser Anwendung gemäß § 341 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c bereitgestellt. 4 Ab dem 
im Wege der Rechtsverordnung nach § 342 Absatz 2b festzulegenden Zeitpunkt werden die 
Anwendungen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 3 gemäß § 356 Absatz 3 und § 357 Absatz 4 
in die Anwendung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 überführt und in dieser Anwendung gemäß 
§ 341 Absatz 2 Nummer 7 gespeichert.
(3)  1 Die Gesellschaft für Telematik kann über die in Absatz 1 genannten Anwendungen hinaus bereits 
Festlegungen und Maßnahmen zu zusätzlichen Anwendungen der Telematikinfrastruktur treffen, die 
insbesondere dem weiteren Ausbau des elektronischen Austausches von Befunden, Diagnosen, The-
rapieempfehlungen, Behandlungsberichten, Formularen, Erklärungen und Unterlagen dienen. 2 Die 
Zulassung gemäß § 325 Absatz 1 darf erst erfolgen, wenn die insoweit erforderlichen gesetzlichen 
Rahmenbedingungen, wie insbesondere die Bestimmung als Anwendung der Telematikinfrastruktur 
in Absatz 1 sowie die Zugriffsberechtigungen auf Daten der Anwendung, in Kraft getreten sind.

(4)  1 Beim Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte wird zum 1. Januar 2021 eine Melde-
stelle für die Nutzer von Anwendungen nach Absatz 1 eingerichtet, die versorgungsrelevante Fehler-
konstellationen bei der Nutzung dieser Anwendungen im medizinischen Versorgungsalltag in nicht 
personenbezogener Form erfasst und systematisch bewertet. 2 Das Bundesinstitut für Arzneimittel 
und Medizinprodukte übermittelt seine Bewertung der Gesellschaft für Telematik, die diese bei der 
Weiterentwicklung der Anwendungen nach Absatz 1 zu berücksichtigen hat.

Begründung zum Digital-Gesetz:
Zu Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 – angefügt
Die elektronische Rechnung wird als neue Anwendung der Telematikinfrastruktur in die Liste der 
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Kernanwendungen aufgenommen. Gegenwärtig basiert der Kostenerstattungsprozess bei medi-
zinischen Leistungen, die nicht dem Sachleistungsprinzip unterliegen und von den Versicherten 
zunächst selbst getragen werden, mit Ausnahme der Abrechnung von elektronischen Verord-
nungen, auf einem papiergebundenen Verfahren. Um dem Bedürfnis der Praxis im Sinne einer 
umfassenden Digitalisierung des Gesundheitswesens gerecht zu werden und die Versicherten, 
die Leistungserbringer sowie die Kostenträger von zeit- und kostenaufwändigen papierbasierten 
Verfahren zu entlasten, wird mit der Neuaufnahme der elektronischen Rechnung die Möglichkeit 
geschaffen, den Rechnungs- und Erstattungsprozess insbesondere bei Leistungen, welche privat-
ärztlich oder privatzahnärztlich abgerechnet werden, zu digitalisieren und damit zeit- und kosten-
effizienter zu gestalten.
Zu Absatz 2 Satz 2 bis 4 – Anmerkung: bisher Satz 2
Der elektronische Medikationsplan wird nicht mehr in eine eigenständige Online-Anwendung der 
Telematikinfrastruktur überführt, sondern ab der Zurverfügungstellung der widerspruchsbasierten 
elektronischen Patientenakte gemäß § 342 Absatz 1 Satz 2 als medizinisches Informationsobjekt in 
der elektronischen Patientenakte bereit gestellt.
Die elektronische Patientenkurzakte wird nicht mehr als eigenständige Online-Anwendung der Te-
lematikinfrastruktur umgesetzt, sondern zentral in der elektronischen Patientenakte gespeichert. 
Auch die Notfalldaten werden, zusätzlich zu einer Speicherung auf der elektronischen Gesund-
heitskarte, die eine Verfügbarkeit dieser Daten in mobilen Notfalleinsatzszenarien sowie in Umge-
bungen ohne Netzanbindung (offline) gewährleisten soll, in der elektronischen Patientenkurzakte 
hinterlegt. Die Einführungsfrist für die Patientenkurzakte wird im Wege der Rechtsverordnung ge-
mäß § 342 Absatz 2b festgelegt. Innerhalb der Einführungsfrist der elektronischen Patientenkurz-
akte werden auch die elektronischen Hinweise der oder des Versicherten auf das Vorliegen und 
den Aufbewahrungsort persönlicher Erklärungen zur Organ- und Gewebespende, zu Vorsorgevoll-
machten und Patientenverfügungen zentral in der elektronischen Patientenakte gespeichert. An-
ders als die Notfalldaten werden diese Hinweise dann nicht mehr zusätzlich auf der elektronischen 
Gesundheitskarte hinterlegt.
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